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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 76/14 B 
 
L 1 KR 87/12 (Hessisches LSG) 
S 13 KR 65/09 (SG Darmstadt) 
 
 
 
………………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
SECURVITA BKK, 
Lübeckertordamm 1 - 3, 20099 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Juli 2014 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   C o s e r i u  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 19. März 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem im Überprüfungsverfah-

ren geltend gemachten Begehren auf Zahlung von Krankengeld für die Zeit vom 6.8.2002 bis 

19.8.2003 bei der Beklagten und in den Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat zur 

Begründung - teilweise unter Bezugnahme auf das SG-Urteil - ua ausgeführt, die Klägerin sei 

nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ab 6.8.2002 nicht mehr arbeitsunfähig gewesen. Ins-

besondere habe sie den Weg zur und von der Arbeit nach Hause zumutbar zurücklegen können 

(Beschluss vom 17.12.2013).  

 

Die Klägerin wendet sich mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Beschluss.  

 

 

II 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG 

iVm § 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 

SGG abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung des geltend gemachten Revisionszulas-

sungsgrundes der grundsätzlichen Bedeutung. 

 

1. Wer sich - wie hier die Klägerin - auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) beruft, muss eine Rechtsfrage klar formulieren und 

ausführen, inwiefern diese Frage im angestrebten Revisionsverfahren entscheidungserheblich 

sowie klärungsbedürftig und über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist (vgl zB BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 21 S 38; BSG SozR 3-4100 § 111 Nr 1 S 2 f; s auch BSG SozR 3-2500 § 240 

Nr 33 S 151 f mwN).  

 

Die Klägerin formuliert zwar sinngemäß die Rechtsfrage,  

 welche Relevanz die Wegefähigkeit für die Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit nach § 44 

SGB V hat.  

 

Der erkennende Senat lässt es offen, ob die Klägerin damit eine Rechtsfrage klar formuliert. Die 

Klägerin legt jedenfalls nicht hinreichend dar, inwiefern die von ihr gestellte Frage im ange-

strebten Revisionsverfahren entscheidungserheblich sein könnte. Sie setzt sich nicht damit aus-

einander, dass das LSG festgestellt hat, dass die Klägerin im betroffenen Zeitraum den Weg zur 

und von der Arbeit nach Hause zumutbar zurücklegen konnte. 
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2. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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